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Fior die Amtliche Sammlung: Nein
FOr die Fachpresse: Nein
FOr das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:

Erfordérlichkeit der Kosten von Betriebsratstétigkeit;

hier: Kosten fir die Benutzung eines Privat-PKW

Gesetz:

BetrVG § 40 Abs. 1, §78 Satz 2; ArbGG § 92 Abs. 2;

ZPO § 554 Abs. 3 Nr. 3
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der
miind1ichen Anh8rung vom 16. Oktober 1986 durch den Vor-
sitzenden Richter Prof. Dr. Rbhsler, die Richter Schneider
und D8rner sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Kukies und

Carl beschlossen:

STOMUTE]

Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats
gegen den BeschluB des Landesarbeitsge-
richts Berlin vom 8. November 1083
- 3 TaBV 2/83 - wird hinsichtlich des
Antrags zu 1) als unbegriindet, im ibrigen
als unzuldssig zuriickgewiesen.

V. on Recht s wegen !

s unyu

Griinde:

I. Die Beteiligten streiten iiber die Erstattung von Kosten fir

Betriebsratstiatigkeit.

Die Antragsgegnerin ist die deutsche Gesellschaft einer

britischen Luftfahrtgesellschaft, die u.a. in Berlin Bodenper=-
sonal beschdftigt. Diese Arbeitnehmer haben einen Betriebsrat
gewdhlt, den Antragsteller. Die Beteiligten zu 3) und 4) waren
Betriebsratsmitglieder. Der Beteiligte zu 3) war zu Reginn des
Verfahrens von der Arbeit freigestellter Betriebsratsvorsitzen~

der.

Bei der Antragsgégnerin besteht eine Dienstreiseordnung, die
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in der Fassung der "Staff Notice Nr. 588/73" vom 10. Dezember
1973 bei Benutzung des eigenen Pkw fiir Dienstfahrten durch Ange-
stellte die Zahlung einer Kilometerpauschale von derzeit 0,51 DM
von der Genehmigung des Hauptabteilungsleiters abhingig macht,
auf dessen Anordnung der Angestellte die betreffenden Aufgaben
ausfiihrt. Bis Ende 1978 zahlte die Antragsgegnerin Betriebsrats-
mitgliedern ebenfalls eine Pauschale von 0,51 DM fiir die Kilome-
ter, die sie im Rahmen ihrer Betriebsratstdtigkeit mit dem eige-
nen PKW gefahren waren. Danach dnderte die Antragsgegnerin diese
Praxis. Nach einem Rundschreiben vom 19. Juli 1978 kann eine
Verglitung von 0,51 DM an Betriebsratsmitglieder durech den zu-
stdndigen Stationsleiter fiir Fahrten im dienstlichen Auftrag ge-
wihrt werden, wobei in Berlin die Fahrten zwischen Betriebsteilen
zur Ausiibung von Betriebsratstidtigkeit entsprechend zu behandeln
sind. Nach den erlduternden Schreiben der Antragsgegnerin vom

19. Februar 1979, 27. April 1970 und 28. Juni 1082 {ibernahm

die Antragsgegnerin grundsidtzlich keine Kosten fiir die Benutzung
von Privatfahrzeugen fiir Betriebsratstidtigkeit. Ausnahmen wegen
dringlicher Termine bedurften der vorherigen Genehmigung. Die
Antragsgegnerin ersetzt seit dieser 7eit lediglich die Kosten fir

die Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel.

Der Antragsteller hat gemeint, die Antragsgegnerin sei nach
§ 40 Abs. 1 BetrVG verpflichtet, dem jeweiligen Retriebsrats-
mitglied bei Benutzung des eigenen Pkw zur Erfiillung von Be-
triebsratsaufgaben die Kilometerpauschale zu zahlen, ohne dafB es
auf eine zusidtzliche Einwilligung durch Angehtrige der Antrags-

gegnerin ankomme. Deshalb sei die Antragsgegnerin auch ver-
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pflichtet, den Beteiligten zu 3) und 4) die bereits durch An-

waltshesuche entstandenen Kosten zu erstatten.

Der Antragsteller hat beantragt

1. festzustellen, daB seine Mitglieder be-
rechtigt sind, notwendige Fahrten innerhalb
Berlins in Erflillung der dem Betriebsrat
obliegenden Aufgaben mit dem eigenen Pkw vor-
zunshmen und daB die Antragsgegnerin ver-
pflichtet ist, fiir derartige Fahrten die
Aufwendungen der Betriebsratsmitglieder in
Héhe von 0,51 DM/Kilometer zu erstatten:

2. die Antragsgegnerin zu verpflichten, an
den Betriebsratsvorsitzenden Jiirgen B
375,30 DM als Aufwendungsersatz fir
die Fahrtkosten von Mirz bis Anfang Juli 1982
zu zahlen;

3, die Antragsgegnerin zu verpflichten, an
das Betriebsratsmitglied Wolfgang F
261,62 DM als Aufwendungsersatz fiir die
betriebsratsbedingten Fahrtkosten in den
Monaten April bis August 1982 zu zahlen;

I, die Antragsgegnerin zu verpflichten, ihn von
den Rechtsanwaltskosten fir die erste Instanz
des vorliegenden Verfahrens freizustellen,

Die Antragsgegnerin hat beantragt, die Antrige zurlckzuwei-
sen und betont, die Betriebsratsmitglieder k&nnten durchaus ihren
eigenen Pkw benutzen. Davon zu trennen sei die Frage, welche
Kosten die Antragsgegnerin erstatten milsse. Die von den Be-
triebsratsmitgliedern aufgewendeten Betrige fiir die Pkw-Benutzung
seien Kosten der persdnlichen Lebensfiithrung und somit nicht vom
Arbeitgeber zu erstatten. Etwas anderes folge auch nicht aus der

bestehenden Dienstreiseordnung. Soweit ausnahmsweise einmal die
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Inanspruchnahme des eigenen Pkw:durch die Betriebsratsmitglieder
erforderlich sei, bedlirfe es jedenfalls, was die Kostenerstattung
anbelange, der Einholung einer entsprechenden vorherigen Ce-
nehmigung durch die GCeschiftsleitung. Bei den Aufwendungsersatz-
anspriichen der Betriebsratsmitglieder B und F sei nicht
zu erkennen, ob die angeblichen Fahrten zur Vornahme von Re-
triebsratstitigkeiten erforderlich gewesen seien., Der fAntrag-
steller sei auch nicht von Anwaltskosten fiir dieses Verfahren

freizustellen.

Das Arbeitsgericht hat dem Antrag zu 4) entsprochen, die
weitergehenden Antrige aber zurilickgewiesen. Das Landesarbeitsge-
richt hat die dagegen unter Zusammenfassung der Antrige zu 2) und
3) gerichtete Beschwerde des Antragstellers zuriickgewiesen. Mit
‘der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt der Antragsteller
‘weiter sein erstinstanzliches Ziel, wobei er seinen Antrag zu 1)
in der Rechtsbeschwerdeinstanz gedndert hat. Die Antragsgegnerin

bittet um Zuriickweisung der Rechtsbeschwerde.

IT.1. Die zugelassene, form- und fristgerecht eingelegte und
rechtzeitig begriindete Rechtsbeschwerde ist nur teilweise ord-
nungsgemdB begriindet und deshalb nur teilweise zul#ssig. BAus-
weislich der im angefochtenen BeschluB festgehaltenen Antrige
macht der Antragsteller zwei Anspriiche geltend, ndmlich einen mit
einem allgemeinen, auch fiir die Zukunft wirkenden Feststellungs-
antrag und einen mit einem in Tatsachen der Vergangenheit bhe-
griindeten Leistungsantrag zugunsten einzelner Retriebsratsmif-~

glieder. Dabei handelt es sich um zwel verschiedens Streifgegen-
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stdnde. In einem solchen Fall geniigt die Regriindung der Rechts-
beschwerde nur dann den Anforderungen der §8 Q02 Abs. 2 ArbGG,
554 Abs. 3 Nr. 3 ZP0O, wenn sich der Rechtsmittelfiihrer mit
beiden Streitgegenstinden auseinandersetzt und eine Rechtsver-
letzung des Beschwerdegerichts in beiden durch die Streitgegen-
stdnde gekennzeichneten Teilen riigt (BAG 2, 58, 50 = AP Nr. 2 zu
&€ 554 7ZPO; BAG Urteil vom 16, Juni 1076 - 2 AZR 1/7% - AP

Nr. 27 zu § 72 ArbGG 1053 Streitwertrevision; RAG Urteil vom

24, Mirz 1977 - 3 AZR 232/76 - AP Nr. 12 zu § 630 RGR, zu III 1
der Griinde; RGZ 159, 12, 23 BGHZ 22, 272, 278). Den zweiten
Streitgegenstand - Zahlungsverpflichtung der Antragsgegnerin zu-
gunsten der Beteiligten zu 3) und %) - hat der Antragsteller in

seiner Rechtsbeschwerdebegriindung nicht erwdhnt. Entgegen seiner

in der Anhdrung vor dem Senat geXduBerten Ansicht h&ngt die Be-

griindetheit des mit dem Antrag zu 2) geltend gemachten Anspruchs

s unyu

"nicht von der Begriindetheit des mit dem Antrag zu 1) geltend ge-
machten Anspruch ab. Beide Anspriiche beruhen auch nicht auf dem-
selben einheitlichen Lebenssachverhalt. Sie treten nicht nur in

verfahrensrechtlich anderer Gestalt wieder auf (BAG Urteile vom

16. Juni 1976 und 24, MiArz 1977, jeweils aa0), sondern sind

eigenstidndig, so daB die ‘Auseinandersetzung mit dem durch den

Antrag zu 1) bestimmten Streitgegenstand nicht geniigt.

2. Soweit der Antragsteller seinen Antrag zu 1) in der Rechts-
beschwerdeinstanz neu gefaBt hat, handelt es sich nicht um eine
unzuldssige Antragsinderung, sondern lediglich um eine statthafte
Modifizierung des urspriinglichen Antrags (BAG Urteil vom ¢, No-

vember 1956 - 1 AZR 75/55 -~ AP Nr. 13 zu Art. 3 GG: Senatsur-
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teil vom 18. September 1686 - 6 AZR L4UA/82 ~ unverdffentlicht:

BGHZ 26, 31, 37 f.).

TTI. Das Landesarbeitsgericht hat im Gegensatz zum Arbeitsgericht
das Rechtsschutzinteresse fiir den Antrag zu 1) bejaht und dazu
ausgefithrt, i{iber die hier zur Entscheidung gestellte betriebs-
verfassungsrechtliche Frage sei es in der Vergangenheit wieder-
holt zu Meinungsverschiedenheiten gekommen, Die Streitfrage werde
siech bel den gegensidtzlichen Auffassungen auch fiir die Zukunft
immer wieder fortsetzen. Es liege im Interesse des Betriebs-
friedens, die streitige Rechtsfrage selbst in der allgemeinen
Form zum Gegenstand eines Feststellungsantrags zu machen. Dem
stehe auch nicht die Fassung des Antrags zu 1) entgegen. Er sei
unter Berilicksichtigung seiner Begriindung auszulegen. Danach gehe
es dem Antragsteller nicht um die Benutzung der den Mitgliedern
des Betriebsrats gehtrenden Personenkraftwagen fir Dienstfahrten
im Sinne einer erforderlichen Retriebsratstdtigkeit, sondern um
die Zahlung einer Kilometerpauschaie flir die durchgefiihrten
Fahrten. Daran habe der Betriebsrat das erforderliche Rechts-
schutzinteresse. Der Antrag zu 1) sei jedoch unbegriindet. § 40
Abs. 1 PetrVG gebe dem Beriebsrat und seinen Mitgliedern nicht
das Recht, bei Ausiibung ihrer Betriebsratstitigkeit unbegrenzt zu
Lasten des Arbeitgebers Aufwendungen zu machen. Erstattungsfihig
seien vielmehr nur Kosten, deren Aufwendung dem Interesse des
Betriebs und seiner Belegschaft unter Reriicksichtigung der Re-
iange des Arbeitgebers erforderlich gewesen sei. Es sei stets der
Crundsatz der VerhdltnismiBigkeit zu beachten. Aus dem heranzu-

zlehenden Grundsatz des Beglinstigungs- und Benachteiligungsver-
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bots des § 78 Satz 2 BetrVG folge, daB sich Betriebsratsmitglie-
der auch und gerade bei Fahrten zur Erfiillung ihrer Aufgaben so
behandeln lassen miiBten, wie andere Arbeitnehmer, die sich in
betrieblichen Interessen von ihrem eigentlichen Arbeitsort ent-
fernten. Bestehe in einem Betrieb eine fiir alle Arbeitnehmer
verbindliche Reisekostenregelung, so sel diese grundsdtzlich auch
dann zu beachten, wenn dort geregelte Kosten Betriebsratsmit-
gliedern bei einer Betriebsratstitigkeit entstdnden, jedenfalls
soweit,dies,fuh das einzelne Betriebsratsmitglied zumutbar sei,
und wenn die geltend gemachten Kosten von ihm bheeinfluft werden
‘kﬁnnten. So miisse sich der Antragsteller auf die bel dgr An-
tragsgegnerin_gelﬁende’Kostenregelung ebenso wie alle anderen
Arbeitnehmer auch hinsichtliph;der vorherigen Einwilligung der
zustdndigen Angehtrigen der Antragsgegnerin verweisen lassen.
Damit fehle es auch flir die Antrdge zu 2) an einer Rechtsgrund-
lage. Der Antragsteller hidtte im einzelnen die Notwendigkeit’der
Fahrten zu seinen ihn vertretenden Verfahrensbevollmidchtigten
darlegen milssen, und zwar die Notwendigkeit, hierzu den eigenen
Pkw zu Lasten der Antragsgegnerin und nicht die 6ffentlichen
Verkehrsmittel zu:penutzen,_die den Fahrtkostenaufwand verringern

wiirden. Das habe er nicht getan.

IV, Dem stimmt der Senat im Ergebnis, nicht aber in der Be-

grindung zu.

1. Der Antragsteller hat fiir den Antrag zu 1) ein Rechts-
schutzinteresse. Mit der Neufassung des Antrags ist klargestellt,

daf der Antragsteller nicht nur die Wiederholung einer aus dem
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Gesetz ablesbaren ailgemeinen‘Pechtsfolge begehrt, sondern die

Fntscheidung iiber einen konkreten betrieblichen Streit. Mit der

Feststellung, die beil Benﬁﬁzuhg eiﬁés Pkw entstehenden Kosten

seien generell als notwendig im Sinne dés § U0 BetrVG zu ersetzen

ﬁnd der Erstattungsanspruch entstehe ohne vorherige Zustimmung

eines von der Antragsgegnerin bestellten Dritten, will der An-

tragsteller aktuellé, immer wiederkehrende Streitfragen geklért

bek&mmen. Fine gerichtliche Entscheidung zu diesen béideh Punk-

ten, die Vorfragen fiir kiinftige konkréte 7Zahlungshegehren dar-

steilen, ist geeignet, den géstﬁrten Rechtsfrieden im Betrieb zu

diesem Teilbereich wieder herzustellen.

>, Der Antrag zu'{7 rechtfertigt sich nicht aus § 40 Abs. 1
RBetrVG. Danachntéégt der Arbeitgebér die durch die T#Htigkeit des
'Retriebsrats entétehéhdeﬁ Kosten,’wobei Qje Kosténtraguﬁgéﬁflicht
yallerdings nur insowéit Sesﬂeﬁt, als die kostenausiéSeﬁdehtMaB-
’néhﬁen\fﬁr die'DurthUhrdng der Betriebsratsarbeit erfordegiich
>éiﬁd (BAG 42, 250 = AP Nr. 20 zu § 40 BetrVG 1972; BAGFBeséhluB
Qbm‘&. Dezember'1079 —v6 ABR 37/76 - AP Nr., 18 zu § Ud ﬁetrVG
1072 Fitting/Auffarth/Kéisér, BetrvVG, 14, Aufl., § 4o Ri 6 mit
der weiteren Nachweisen aus dem“Schrifttum), Fine solche Fest-
stellung‘kann aﬁch niéht“im Rahmen des in der Rechtsbeschwerdew
instanz modifizierten Ahtrags getroffen wérden. Der Antrag des
Antragstellers zielt darauf ab, die Erforderlichkeit zukinftiger
kostenausl&sender MaRnahmen feststellen zu lassen. Fr will zum
Jetzigen Zeitpunkt bestdtigt haben, dafl seine Mitg]iedér in Zu-
kunft ohne Riicksicht auf die Umst&nde des zu erledigenden Be-

triebsratsgeschdfts die hthere Kosten ausldsende Pkw~Fahrt un-
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ternehmen k&nnen. Das ist nicht m&glich. Die durch die TAtigkeit
des Betriebsrats entstehenden Kosten sind nicht ausnahmslos vom
Arbeitgeber zu tragen, sondern nur im Rahmen von Erforderlichkeit
und VerhdltnismidBigkeit. Dem Betriebsrat steht bei der Subsumticn
der Umst#dnde des die Kosten ausl&senden Einzelfalls ein Beurtei-
lungsspielraum zu, den er j ed e smal v on neuenm

ausfiillen muB, wobei er den Standpunkt eines objektiven Dritten

einzunehmen hat (BAG 25, 325; BAG 25, 348 = AP Nr. 4 und 5 zu
§ 37 BetrVG 1972; BAG Urteil vom 6. August 1981 - 6 AZR 505/78 -
AP Nr. 39 zu § 37 BetrVG 1972 = EzA § 27 BetrVG 1972 Nr. 73

BAG Urteil vom 19. September 1985 - 6 AZR U476/83 - zur Ver-

6ffentlichung bestimmt). Diese nach dem Gesetz notwendige Fin-
zelfallbetrachtung, die Notwendigkeit einer immerwieder neuen

Entscheidung, verbietet die vom Antragsteller begehrte Fest-

stellung. Dem Antrag k&nnte nur entsprochen werden, wenn Tat-

s unyu

sachen vorgetragen und festgestellt worden wHren, die den Schluf
rechtfertigten,»es ﬁréten denknotwendig bei jeder Betriebsrats-
tatigkeit auBerhalb‘des Flughafens Umstidnde auf, die es recht-
fertigten, die teurere MaBnahme der Pkw-Benutzung als erforder-
lich zu beschlieBen, ohne daB es auf die weiteren Umstdnde des

jeweiligen FEinzelfalls ankdme. Das hat der Antragsteller mit der

dezentralen Lage der Arbeitsstidtte, den unglinstigen Verkehrsver-
bindungen,‘der Gefdhrdung seiner Funktionsf#higkeit und mit Be-
triebswirtschaftlichkeit zu begriinden versucht. Das {iberzeugt den
Senat jedoch'nicht. Konkretisiérende Angaben zu diesen schlag-
wortartig,angefﬁhréen Grunden‘fehlén. Fs ist nicht nachzuvoll-
ziehen, warumrdie lénggre Abwesenheit eines Betriebsratsmitglierds

z.B. aus AnlaR eines Anwaltsbesuches die Funktionsfdhigkeit des
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Betriebsrats 1 n jedem Faldil gefihrden soll. Es

~

13

sind wohl Finzelfille denkbar, in denen es notwendig ist, daB ein
oder mehrers Betriebsratsmitelieder zu einer bestwmmten Stunde in

in Termine wahrnehmen und in zeitlicher Nihe eine Petriebs-

Sl

3

ok

ratssitzung stattfinden muR. In solchen Einzelfﬁlleh kann es
durchaus erforderlich sein, die‘Féhrt der’Rétrfebsfatsmitglieder
mit dem Pkw, ggfis, sogar mit einem Taxi zu besohlie%éﬁ, damit
zia h5179 iten wieder zuriick sein kénnénu ﬁééseibe>kannbéer Fall
seiﬂ, wenn batrieb&verfassuﬁgsreéht]iche Auféében mit éiénsﬁ—
lichen Pflichten kollidieﬁén. Dann kann es geboten éein, statt
des &ffentlichen Verkehrsmittels den‘eigeneh Plkw id benutzen. Es

iast aber nicht ersichtlich, daﬁ‘déé“qeﬁerell zutrifft.

:3« Auféabe des'Beﬁriebsrats iétpéé, in jeéém Einzéiféil ﬁében
yéér Bescﬁlu&fassuhg;:dbudad wer einenuTermin adﬁérhéibxdéf'Re_
TFl?bbStdtte Flughafen Tegel wahrnlmmt iu ehtééhéiaén, wie der
Termln'wahrpenommen werden soll Dabel wird der Retrlebsrat auch
die Entséhéiduhg ﬁber die Behutzung desAféénspbftﬁiﬁfel;iam

Pe htshegriff 5ér Erforderliéhkéii unter Ausnﬁﬁzﬁng des'ihm ZU -

stehenden Beurteilungsspielraums zu treffen haben. Wenn er zum

:iuﬂ kommt, es sei im anstehenden Fall erforderlich, einen
Pkw zu beﬁutzen, éé kann das beaﬁftragte Retﬁiébsraﬁémitglied
aohne Rilekfrage und/oder gar Eiﬁwilligung der Antragsgegnefih die
Fahrt unternehmen, ohne des Erstattungsanspruchs verlustigvzu
werden, Die entgegengesetzte Auffassung des Landesarbeitsgerichts
st nicht zutreffend. Die angezogenen Entséheidungen &es'Sénats
vom 10, Juni 1079 (- 6 AZR 638/77 - AP.Nra 26 zu‘ﬂ 27 BetrVG

1972), vom 6. August 1981 (- 6 AZR 505/78 - AP Nr. 30 zu & 37
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BetrVG 1972) und vom 23. Juni 1983 (- 6 ABR 65/80 - BAG 42, 100
= AP Nr. 45 zu § 37 BetrVG 1072 = EzA § 237 BetrVG 1972 Nr. 65,
73 und 78) hat das Beschwerdegericht mifverstanden. Sie befassen
sich mit der Abmeldepflicht des Betriebsratsmitglieds und dem
Umfang seiner Darlegungspflicht, wenn er wihrend der Arbeitszeit
Betriebsratstﬁtigkéit ausiiben oder ausgeiibt haben will. Im
Streitfall geht es aber nicht um die Abmeldung von der Arbeit,
die selbstverstédndlich auch fiir Mitglieder des Antragstellers in
dem durch die genannte Senatsrechtsprechung gezogenen Rahmen zu
erfolgen hat, sondern um die Genehmigung zur Benutzung eines vom
Betriebsrat fiir erforderlich,gghaltenen Transportmittels. Das
sind nicht nur vom Sachverﬁalt her unterschiedliche FAlle, son-

dern auch von der Auswirkung. In der erstgenannten Gruppe geht es

um das Recht des Arbeitgebers zu erfahren, warum und wie lange

der Arbeitnehmer seiner individualrechtlichen Arbeitspflicht

s unyu

-nicht nachkommen kann,‘wﬁhfend_im_Streitfall allein die be-
triebsverfassungsrecﬁtiiéhe Erfordeflicﬁkeit der Kosten eines
bestimmten Transportmitteié zur Beurteilung ansteht. Das ist zu-
ndchst Angelegenheit des Betriebérats} Dem Arbeitgeber, der nicht

einmal ein Zustimmungsverweigerungsrecht zur Arbeitsbefreiung hat

(Urteil vom 6. August 1081, aaC), steht kein Genehmigungs-,
Mitbeurteilungs- oder Hauptbeurteilungsrecht bei der Frage zu, ob
die Fahrt mit dem Pkw erforderlich ist oder nicht. Seine Rolle
beschridnkt sich auf die des Nachpriifenden, wenn der Betriebsrat
Kostenerstattung fﬁr eine soléhe Fahrt verlangt. Dann allerdings
kann der Arbeitgeber die Leistung verweigern, wenn der Betriebs-
rat ihm nicht oder nicht in hinreichend konkreter Weise die Er-

forderlichkeit der Pkw-Fahrt - gegebenenfalls in einem Prozef -
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darlegt. In einem solchen Fall haben die Cerichte fiir Arbeits-

sachen den jeweiligen BeschluB des Betriebsrats zu Uberpriifen.

Dieses Recht des Betriebsrats, ohne Genehmigung der An-
tragsgegnerin Fahrten seiner Mitglieder mit dem eigenen Pkw und
der Folge der Kostenerstattung durchzufiihren, verstdft nicht
gegen das Beglinstigungsverbot des § 78 RetrVG. Die Retriebarats.
mitglieder werden nicht um ihrer THtigkeit willen vom Arbeitgsber

beglinstigt. Thre Revorzugung folgt vielmehr aus dem Gesetz.

V. Die Riige der Rechtsbeschwerde, das Landesarbeitsgericht habe
unstreitiges Vorbringen des Antragstellers {ibersehen, wonach
simtliche AT-Angestellte die Kilometerpauschale ohne nihere Prii-
fung fiir alle Dienstfahrten erhielten, ist unbeachtlich. Wenn das
l.andesarbeitsgericht damit formelles Recht verletzt haben scllte,
dndert das fiir den Anspruch aus § 40 RetrVG nichts daran, daf ein
vorbeugender Antrag, wie ihn der Retriebsrat gestellt hat, nur
unter den oben genannten engen, hier aber nicht erfiillten Vor
aussetzungen mtglich ist. Soweit die Rechtsbeschwerde damit eine
Verletzung des & 78 Satz 2 RetrVG annimmt, k&nnte dem nur gefolgt
werden, wenn den Betriebsratsmitgliedern wegen ihrer THtighkeit
nicht die Freiheit der selbstindigen Wahl des Transportmittels
gewdhrt wirde. Dazu fehlt jeglicher Vortrag des Antragstellers.
Eine tatsdchliche Vermutung fir den Ursachenzusammenhang zwiscnan
Amtstitigkeit und Benachteiligung gegeniiber einer kleinsrarn Ar.
beitnehmergruppe besteht nicht.

Ir. Rohsler Schneider Dérner
Dr. Kukies Carl

JLaW — Gesetze und Urte”e ANDROID APP ON Ava||ab|e on the
Kostenlos (mobile App) » Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS

Rechtsanwalt www.prinz.law

1ZINYdsa8 HUIN I BLY §§ YoRU YURQUIR(] S[e PUIS SUN[UILIRSS[19)I) I9P (I ], YONY STOMUTH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

RSS[I9)I) I9P J[I9 T, YoNY SIOMUIH

1ZINYPsa8 HYIN JF BLY §§ YoeU Juequaje( S[e puls Sun

JLaw — Gesetze und Urteile JR— Ava..ame on the
Kostenlos (mobile App) » Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	Beschluß



